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Einführung 

Α . Problemaufriß 

Subsidiarität, Chancen und Grenzen der deutschen Mitwirkung bei der Entwick-
lung der Europäischen Gemeinschaft und die Rechtsposition der Kommunen im 
Mitgliedstaat Bundesrepublik Deutschland - damit sind Schlüsselbegriffe  der Inte-
gration Deutschlands in der europäischen Rechtsgemeinschaft angesprochen, 
Grundfragen,  die seit Jahrzehnten, teilweise seit der Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften vor über vierzig Jahren, immer wieder neu in den Vordergrund der 
Diskussion getreten sind, wenn die Vertiefung oder Erweiterung der Europäischen 
Gemeinschaft auf der Tagesordnung standen. 

Entsprechend der Bedeutung dieser Grundfragen für das Verständnis des Inte-
grationsrechts sind zahllos die Abhandlungen, Dokumente und Äußerungen, die zu 
den genannten Themenbereichen bereits veröffentlicht  worden sind. Was rechtfer-
tigt die weitere Vermehrung des Schrifttums durch die vorliegende Arbeit? Diese 
Frage drängt sich insbesondere im Hinblick auf das bereits vielerorts1 thematisierte 
und auch den Gegenstand dieser Untersuchung bildende Subsidiaritätsprinzip auf -
jenes Thema, mit dem nach den mahnenden Worten Pescatores  „den Juristen die 
unerwartete Gelegenheit gegeben [wurde], eine Diskussion ohne jeden Bezug auf 
eine sachliche Problematik zu führen und so das Erlebnis eines seligen Schwebens 
in der Schwerelosigkeit reiner Theorie zu kosten."2 Welcher praktisch erhebliche 
Erkenntnisgewinn im Schnittfeld des Integrations- und Kommunalrechts darf aus 
einer Untersuchung über „normative Auswirkungen des Grundsatzes der Subsidia-
rität in Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG auf die Verfassungsposition der Kommunen" erwar-
tet werden? 

Mit dem Ziel, die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für das deutsche Zu-
stimmungsgesetz zum Maastrichter Vertrag vom 7. Februar 1992 über die Europäi-
sche Union3 zu schaffen,  ist am 21. Dezember 1992 der „Europa-Artikel 23" in 
das Grundgesetz eingefügt worden.4 Nach dem Wortlaut von Art. 23 11 GG wirkt 
die Bundesrepublik Deutschland zur Verwirklichung eines vereinten Europas bei 

1 Übersichten bei Jarass/Pieroth-Jarass,  Art. 23, vor Rz. 1, S. 4%, sowie bei Schima,  Das 
Subsidiaritätsprinzip im Europäischen Gemeinschaftsrecht, S. 2, Fn. 1. 

2 Pescatore,  in: Due u. a. (Hrsg.), FS Everling, Band II, S. 1093. 
3 Gesetz vom 28.12. 1992, BGBl. I I S. 1251. 
4 Gesetz vom 21. 12. 1992, BGBl. IS. 2086. 

2* 



20 Einführung 

der Entwicklung der Europäischen Union mit, die [ . . . ] dem Grundsatz der Subsi-
diarität verpflichtet ist. Aus der Sicht der deutschen Kommunen vielversprechend 
heißt es in den Materialien der Entstehungsgeschichte zum Grundsatz der Subsi-
diarität in Art. 23 I 1 GG, „daß der Begriff  der Subsidiarität die Bestandsgarantie 
der kommunalen Selbstverwaltung in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließt."5 Aufhorchen läßt diese Äußerung vor allem deshalb, weil es unter der 
Geltung des Grundgesetzes vor Einfügung von Art. 23 1 GG höchst unsicher war, 
ob das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen nach Art. 28 I I GG zu den „europa-
festen" Verfassungspositionen zählte - den Strukturprinzipien des Grundgesetzes 
also, die nicht Gegenstand einer Hoheitsrechtsübertragung auf die Europäische Ge-
meinschaften gemäß Art. 24 GG, dem Vorläufer  von Art. 23 GG, sein konnten.6 

Unter der Geltung von Art. 23 I 1 GG hingegen - folgt man dem entstehungsge-
schichtlichen Hinweis - könnte es sein, daß die Bundesrepublik Deutschland nur 
dann an der Entwicklung der Europäischen Union mitwirken darf, beispielsweise 
also Hoheitsrechte auf sie übertragen darf (Art. 23 I 2 GG), wenn die Europäische 
Union dem Grundsatz der Subsidiarität und damit der Bestandsgarantie der kom-
munalen Selbstverwaltung verpflichtet ist. Art. 23 I 1 GG gibt Raum für die An-
nahme, daß die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung in Deutschland nicht 
mehr zur Disposition des Integrationsgesetzgebers steht, sondern unverzichtbare 
Voraussetzung für die Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland in der Euro-
päischen Union ist. Ob diese Annahme zutreffend  ist, wird im Schrifttum kontro-
vers beantwortet, überwiegend7 jedoch nicht vertiefend behandelt. Die damit noch 
ausstehende Untersuchung der Frage, ob der Grundsatz der Subsidiarität gemäß 
Art. 23 I 1 GG Auswirkungen auf die Integrationsfestigkeit der Verfassungspositi-
on der Kommunen nach Art. 28 I I GG hat, soll mit der vorliegenden Arbeit gelei-
stet werden. 

Europarechtlicher Zündstoff  ist die entstehungsgeschichtliche Äußerung, „daß 
der Begriff  der Subsidiarität die Bestandsgarantie der kommunalen Selbstverwal-
tung in der Bundesrepublik Deutschland einschließt"8, deshalb, weil sich damit ein 
Verständnis des grundgesetzlichen Subsidiaritätsgrundsatzes abzeichnet, das im of-
fenen Widerspruch steht zu dem Subsidiaritätsprinzip, auf das sich die Mitglieds-
staaten in den Artt. Β Abs. 2 EUV, 3 b 9 Abs. 2 EGV des Maastrichter Unionsver-

5 Bericht der Gemeinsamen Verfassungskommission, BT-Drucks. 12/6000, S. 21. 
6 Erschöpfend zum Meinungsstand bis zur Einfügung des Europaartikels 23 GG in das 

Grundgesetz Müller,  Die Entscheidung des Grundgesetzes für die gemeindliche Selbstverwal-
tung im Rahmen der europäischen Integration (1992); vgl. dazu auch unten den 3. Teil. 

7 So weit ersichtlich, widmet sich lediglich von Zimmermann-Wienhues,  Kommunale 
Selbstverwaltung in einer Europäischen Union, S. 158 ff.,  der Frage eingehender. 

8 So der Bericht der Gemeinsamen Verfassungskommission (oben, Fn. 5). 
9 Der am 02. 10. 1997 unterzeichnete Vertrag von Amsterdam (ABl. EG Nr. C 340/1 vom 

10. 11. 1997) sieht in Art. 12 Abs. 1 S. 1 eine Umnummerierung der Vertragsartikel des 
Unionsrechts vor (sog. „Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäische Union" 
bzw. „zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft"; ABl. EG a. a. O., S. 145 ff.,  173 ff.). 
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träges geeinigt haben. Während dieses nämlich ausweislich seines Wortlauts die 
Zuständigkeit zur Wahrnehmung von der Gemeinschaft nicht ausschließlich zuge-
wiesenen Kompetenzen nur im Verhältnis zu den Mitgliedstaaten regelt, ohne die 
innermitgliedstaatliche Kompetenzverteilung zu berücksichtigen, soll der Grund-
satz der Subsidiarität nach Art. 23 I 1 GG auch den Schutz innerstaatlicher Unter-
gliederungen, nämlich der Kommunen in ihrem Selbstverwaltungsrecht, leisten. 
Die Frage, wie ein Ausgleich zwischen diesen unterschiedlichen Subsidiaritätskon-
zepten im Fall einer Anwendungskollision von Art. 23 I 1 GG und Art. 3 b I I EGV 
hergestellt werden kann, ist deshalb von allgemeinem integrationsrechtlichen Inter-
esse, weil mit der grundgesetzlichen wie mit der europarechtlichen Subsidiaritäts-
regelung entschieden wird, ob eine Kompetenz zur Ausübung bei den Mitglied-
staaten verbleibt oder auf gemeinschaftlicher Ebene wahrgenommen werden kann. 
Die Klärung der normativen Auswirkungen des Subsidiaritätsgrundsatzes in Art. 23 
I 1 GG auf die Selbstverwaltungsgarantie der Kommunen verspricht somit einher-
zugehen mit grundlegenden Einsichten zum Verhältnis zwischen Europarecht und 
mitgliedstaatlichem Recht im denkbar kritischsten Fall einer Normenkollision: 
dem Sonderfall der Kollision von kompetenzregelndem europäischem Vertrags-
recht (Artt. Β I I EUV, 3 b II EGV) und mitgliedstaatlichem Integrationsöffnungs-
recht (Art. 23 I 1 und 2 GG). 

Die Gründe für das seit dem Bestehen der Europäischen Gemeinschaften anhal-
tende Interesse am Verhältnis zwischen Europarecht und mitgliedstaatlichem Recht 
liegen auf der Hand: Nach wie vor kennzeichnet die Gemeinschaft - so die Ein-
schätzung des Bundesverfassungsgerichts10 - , daß die Grundsatzfrage,  „wohin ein 
europäischer Integrationsprozeß nach weiteren Vertragsänderungen letztlich führen 
soll, [ . . . ] im gemeinten Ziel letztlich offen  (bleibt)." „Es bestehen erhebliche Un-
sicherheiten, was die Europäische Union ist und was aus ihr werden soll," bemän-
gelte auch der Bundestagsabgeordnete Schily  anläßlich der parlamentarischen Be-
ratung über die Einfügung des Europa-Artikels 23 in das Grundgesetz.11 Aus der 
Sicht des Kultursoziologen und Politikwissenschaftlers fragt  Derrida:  „Was ist mit 
dem Bevorstehenden gemeint? [ . . . ] Wer sollte die Grenzen dessen, was den Na-
men Europa trägt, umreißen?"12 Da die Mitgliedstaaten gleichzeitig mit fortschrei-

Art. 3 b EGV a.F. heißt nun Art. 5 EGV, Art. Β EUV a.F. heißt nun Art. 2 EUV (ABl. EG 
a. a. O., S. 152, 182). Da der Amsterdamer Vertrag diese Bestimmungen inhaltlich aber un-
verändert läßt, wird - der besseren Vergleichbarkeit mit Schrifttum und Literatur zur bisheri-
gen Rechtslage wegen - im folgenden die bis zur Ratifikation des Vertrages geltende Artikel-
bezeichnung beibehalten. 

io BVerfGE 89, 155 [189] = EuGRZ 1993, 429 [439] unter C. II. l.a), unter Berufung auf 
die Ansicht des damaligen Präsidenten der Europäischen Kommission, Delors , Entwick-
lungsperspektiven der Europäischen Gemeinschaft, APuZ 1 /1993, S. 3 [4]. 

» Schily,  StenoBer BT, 126. Sitzung am 02. 12. 1992, S. 10875 (B). 
12 Derrida,  in: ders., Das andere Kap. Die vertagte Demokratie. Zwei Essays zu Europa 

(1992), S. 9; vgl. auch S. 57 zur Pflicht, „das - ausschließlich  - europäische Erbe der demo-
kratischen Idee anzunehmen, zugleich aber auch zu erkennen, daß diese Idee der Demokratie 
- nicht anders als die des internationalen Rechts - niemals eine (vor)gegebene Idee ist: [ . . . ] 


